
Ordnung unter Einschluß der Maßnahmen zur kom
plexen Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung 
zum unmittelbaren Gegenstand der Planung und 
Rechenschaftslegung zu machen. Die objektiven Be
dingungen hierfür sind heute gegeben. Es kommt dar
auf an, sie präzise herauszuarbeiten und den verant
wortlichen Funktionären bewußt zu machen. Diese 
Aufgabe kann nur erfolgreich gelöst werden, wenn sie 
von der Zielsetzung ausgeht, damit eine weitere Stärr 
kung der Autorität der örtlichen. Volksvertretungen 
und ihrer Organe zu gewährleisten.
Aus einer solchen Qualifizierung der Planungstätig
keit der örtlichen Staatsorgane ergeben sich direkte 
Anforderungen an die Planungsarbeit in den Rechts
pflege- und Sicherheitsorganen. Die Ständige Arbeits
gruppe wird deshalb für die Leiter der zentralen 
Rechtspflegeorgane einen Vorschlag hinsichtlich ein
heitlicher ^Grundsätze zur Planabstimmung zwischen 
den örtlichen Staatsorganen und den Rechtspflegeorga
nen sowie den Dienststellen des Ministeriums des Innern 
in den Bezirken und Kreisen ausarbeiten. Diese Auf
gabe kann-sie nur in engem Kontakt und Erfahrungs
austausch mit den Kadern in den Staatsorganen der 
Bezirke, Kreise und Städte- lösen. Zweckmäßigerweise 
sollten daher alle örtlich vorgesehenen Schritte zur 
Qualifizierung der'Planung mit der Arbeitsgruppe ab- 

— gestimmt werden.
Bei der Verwirklichung dieses komplizierten Vor
habens werden u. a. solche wertvollen Erfahrungen zu 
verallgemeinern sein, wie sie bei der Durchführung 
des von der Stadtverordnetenversammlung von Erfurt 
beschlossenen Maßnahmeplanes zur Gewährleistung 
der Ordnung und Sicherheit auf den Großbaustellen 
der Stadt Erfurt gewonnen wurden. Mit diesem Be
schluß ging es der Volksvertretung nicht um Ordnung 
und Sicherheit im engen Sinne, sondern um konkrete 
und abrechenbare Schritte zur Verwirklichung der 
Einheit von Ökonomie und Recht. Das Bemerkenswerte 
dieses Planes, der zum Bestandteil des Generalbebau
ungsplanes der Stadt Erfurt erklärt wurde, besteht im 
folgenden: ,
— Den Ausgangspunkt für die Aufgabenstellung bildet 

eine Schwerpunktaufgabe des Volkswirtschafts
planes, deren erfolgreiche Lösung die bewußte Ver
wirklichung auch aller Forderungen des sozialisti
schen Rechts in seiner Gesamtheit verlangt.

— Entsprechend der Komplexität der Leitung des 
Baugfeschehens wurden nicht nur an die Bauwirt
schaft und ihre Leitungsorgane konkrete Aufgaben 
gestellt, sondern auch an alle Staatsorgane und 
Leitungsbereiche (z. B. des Handels, des Gesund
heitswesens, des Straßenwesens), deren Tätigkeit 
die Gestaltung sozialistischer Beziehungen der 
Werktätigen im Zusammenhang mit dem Bauge
schehen beeinflußt. Diese Aufgaben sind entspre
chend den gegebenen örtlichen Bedingungen präzi
siert.

— Die Durchführung der Aufgaben ist Gegenstand der 
Rechenschaftslegung der Leiter vor der Volksver- _ 
tretung und Gegenstand der Kontrolle durch alle 
ihre Organe.

Eine solche hohe Qualität der planmäßigen Leitungs
tätigkeit der örtlichen Staatsorgane stellt höhere An
forderungen an die Rechtspflege- und Sicherheitsor
gane. Sie haben sich bei der Verwirklichung der zen
tralen Aufgaben auf die Bedingungen einzurichten, die 
sich aus der Verwirklichung der Beschlüsse der ört
lichen Volksvertretungen für die gesamtgesellschaft
liche Entwicklung in den Territorien ergeben./5/ Das

/5/ Vgl. hierzu Kem/Lehmann, „Grundlagen der Planung und 
Leitung des vorbeugenden Kampfes gegen die Kriminalität“, 
Staat und Recht 1971, Heft 3, S. 447 ff.

verlangt eine gründliche Planabstimmung zwischen den 
genannten Organen.
Gegenwärtig gibt es gewisse Ansätze einer solchen Ab
stimmung in den gemeinsamen Leiterberatungen mit 
den Stellvertretern der Ratsvorsitzenden für Innere 
Angelegenheiten. Sie ist jedoch zu eng und erfaßt oft
mals nur ungenügend die Erfordernisse und Möglich
keiten hoher gesellschaftlicher Wirksamkeit der Lei
tungstätigkeit (sowohl der örtlichen Staatsorgane als 
auch der Rechtspflege- und Sicherheitsorgane) bei der 
Verwirklichung der Funktion des sozialistischen Rechts 
als Leitungsinstrument. Neben dieser Enge des „Ab
stimmungsfeldes“ wird von Praktikern häufig darauf 
hingewiesen, daß unterschiedliche Planungszeiträume 
und Entscheidungstermine bei den örtlichen Staats
organen und den Rechtspflege- und Sicherheitsorganen 
einer sorgfältigeren Planabstimmung entgegenstehen. 
Zweifellos können aus solchen Unterschieden gewisse 
Komplikationen erwachsen. Die oben erwähnte Aufga
benstellung berührt jedoch nicht ein bloß technisch
organisatorisches Problem, sondern verlangt sachlich
inhaltliche Lösungen. In erster Linie kommt es dar
auf an, bereits im Planungsprozeß beiderseits die Auf
gaben zu erkennen und herauszuarbeiten, bei deren 
Bewältigung zusammengewirkt werden muß. Das setzt 
gründliche gegenseitige Information über die Schwer
punkte in den Aufgabenstellungen voraus. Hier bedarf 
es konkreter Entscheidungen im Kreis oder Bezirk zur 
Präzisierung der zentralen Vorgaben.
Damit sind zugleich Überlegungen zu verbinden, mit 
welcher konkreten Zielstellung und in welcher Weise 
die Rechtspflegeorgane im Rahmen ihrer eigenen Ver
antwortung die örtlichen Staatsorgane bei der Lösung 
der jeweiligen Aufgaben unterstützen können (z. B. 
Zielrichtung eines Verfahrens, Öffentlichkeitsarbeit, 
Informationen an die Volksvertretung). Ziel der Fest
legungen muß in jedem Falle eine hohe gesellschaft
liche Wirksamkeit der gesamten staatlichen Leitungs
tätigkeit, muß die Mobilisierung der Werktätigen für 
die volle Verwirklichung des sozialistischen Rechts 
sein. Die Forderung nach Konzentration auf die 
Schwerpunkte muß dabei auch unter dem Aspekt 
strikt durchgesetzt werden, daß die zur Lösung d.er 
Aufgaben zur Verfügung stehenden Kräfte begrenzt 
sind.
Hinsichtlich der Grundrichtung und des Inhalts des 
Zusammenwirkens muß die Abstimmung zwischen den 
örtlichen Staatsorganen und den Rechtspflege- und 
Sicherheitsorganen langfristig erfolgen. Darin sehen 
wir eine Voraussetzung für die Stabilität der Zusam
menarbeit. Nur auf dieser Basis kann auch die not
wendige Elastizität gewährleistet werden, die bei der 
operativen Durchführung der Festlegungen notwendig 

ist.

Zur Gestaltung effektiverer Informationsbeziehungen 
zwischen örtlichen Staatsorganen und Rechtspflege
organen
Bereits vor längerer Zeit wurde eine Arbeitsgruppe 
der zentralen Rechtspflegeorgane gebildet, die die ge
samte Problematik der Informationsbeziehungen der 
Rechtspflegeorgane in den Bezirken und Kreisen zu 
studieren und Vorschläge für ihre einheitliche und 
rationelle Gestaltung auszuarbeiten hat. Gleichzeitig 
werden in vielen Bezirken und Kreisen aufwendige 
Anstrengungen zur optimalen Gestaltung der horizon
talen Informationsbeziehungen der Rechtspflegeorgane 
unternommen. Diese sind nur in wenigen Fällen mit 
den zentralen Vorhaben abgestimmt und führen zu 
einer erheblichen Uneinheitlichkeit in der Leitungs
praxis. So gibt es unterschiedliche Lösungen hinsicht
lich der Art der zu regelnden Informationsbeziehun-
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